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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. Nr. 25. * 


(Nr. 9560.) Geſetz über Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen. Vom 28. Juli 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


J. Kleinbahnen. 
0 


Kleinbahnen ſind die dem öffentlichen Verkehre dienenden Eiſenbahnen, 
welche wegen ihrer geringen Bedeutung für den allgemeinen Eiſenbahnverkehr 
dem Geſetze über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838 (Geſetz— 
Samml. S. 505) nicht unterliegen. 

Insbeſondere ſind Kleinbahnen der Regel nach ſolche Bahnen, welche haupt— 
ſächlich den örtlichen Verkehr innerhalb eines Gemeindebezirks oder benachbarter 
Gemeindebezirke vermitteln, ſowie Bahnen, welche nicht mit Lokomotiven be— 
trieben werden. 

Ob die Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des Geſetzes vom 3. November 
1838 vorliegt, entſcheidet auf Anrufen der Betheiligten das Staatsminiſterium. 


§. 2. 

Zur Herſtellung und zum Betriebe einer Kleinbahn bedarf es der Ge— 
nehmigung der zuſtändigen Behörde. Daſſelbe gilt für weſentliche Erweiterungen 
oder ſonſtige weſentliche Aenderungen des Unternehmens, der Anlage oder des 
Betriebes. Dieſe Genehmigung iſt zu verſagen, wenn die Erweiterung oder 
Aenderung die Unterordnung des Unternehmens unter das Geſetz vom 3. November 
1838 bedingt. 
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§. 3. 

Zur Ertheilung der Genehmigung iſt zuſtändig: 

1) wenn der Betrieb ganz oder theilweiſe mit Maſchinenkraft beabſichtigt 
wird: der Regierungspräſident, für den Stadtkreis Berlin der Polizei⸗ 
präſident, im Einvernehmen mit der von dem Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten bezeichneten Eiſenbahnbehörde; 

2) in allen übrigen Fällen, und zwar: 

a) ſofern Kunſtſtraßen, welche nicht als ſtädtiſche Straßen in der 
Unterhaltung und Verwaltung von Stadtkreiſen ſtehen, benutzt 
oder von der Bahn mehrere Kreiſe oder nicht preußiſche Landes- 
theile berührt werden ſollen: der Regierungspräſident, im erſten 
Falle für den Stadtkreis Berlin der Polizeipräſident, 

b) ſofern mehrere Polizeibezirke deſſelben Landkreiſes berührt werden: 
der Landrath, 

e) ſofern das Unternehmen innerhalb eines Polizeibezirks verbleibt: 
die Ortspolizeibehörde. 

Wenn die zum Betriebe mit Maſchinenkraft einzurichtende Bahn die Bezirke 
mehrerer Landespolizeibehörden berührt, oder in dem Falle der Nr. 2a die be 
treffenden Kreiſe nicht in demſelben Regierungsbezirke liegen, bezeichnet der Ober: 
präſident, falls jedoch die Landespolizeibezirke beziehungsweiſe Kreiſe verſchiedenen 
Provinzen angehören, oder Berlin betheiligt iſt, der Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern die zuſtändige Behörde. 

Die Zuſtändigkeit zur Genehmigung von weſentlichen Erweiterungen oder 
ſonſtigen weſentlichen Aenderungen des Unternehmens, der Anlage und des 
Betriebes regelt ſich ſo, als ob das Unternehmen in der nunmehr geplanten Art 
neu zu genehmigen wäre. Jedoch bleibt zur Genehmigung von Aenderungen des 
Betriebes der in Abſatz 1 Nr. 1 erwähnten Unternehmungen diejenige Behörde 
zuſtändig, welche die Genehmigung zum Bau und Betriebe ertheilt hat. 


$. 4. 

Die Genehmigung wird auf Grund vorgängiger polizeilicher Prüfung 
ertheilt. Dieſe Prüfung beſchränkt ſich auf: 

1) die betriebsſichere Beſchaffenheit der Bahn und der Betriebsmittel, 

2) den Schutz gegen ſchädliche Einwirkungen der Anlage und des Betriebes, 

3) die techniſche Befähigung und Zuverläſſigkeit der in dem äußeren 

Betriebsdienſte anzuſtellenden Bedienſteten, 
4) die Wahrung der Intereſſen des öffentlichen Verkehrs. 


5. 
Dem Antrage auf Ertheilung der Genehmigung ſind die zur Beurtheilung 
des Unternehmens in techniſcher und finanzieller Hinſicht erforderlichen Unterlagen, 
insbeſondere ein Bauplan, beizufügen. 


+ 
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$. 6. 

Soweit ein öffentlicher Weg benutzt werden ſoll, hat der Unternehmer die 
Zuſtimmung der aus Gründen des öffentlichen Rechtes zur Unterhaltung des 
Weges Verpflichteten beizubringen. 

Der Unternehmer iſt mangels anderweitiger Vereinbarung zur Unterhaltung 
und Wiederherſtellung des benutzten Wegetheiles verpflichtet und hat für dieſe 
Verpflichtung Sicherheit zu beſtellen. 

Die Unterhaltungspflichtigen (Abſatz 1) können für die Benutzung des 
Weges ein angemeſſenes Entgelt beanſpruchen, ingleichen ſich den Erwerb der 
Bahn im Ganzen nach Ablauf einer beſtimmten Friſt gegen angemeſſene Schadlos— 
haltung des Unternehmers vorbehalten. 


„ 

Die Zuſtimmung der Unterhaltungspflichtigen kann ergänzt werden: 
ſoweit eine Provinz oder ein den Provinzen gleichſtehender Kommunal⸗ 
verband betheiligt iſt, durch Beſchluß des Provinzialrathes, wogegen 
die Beſchwerde an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten zuläſſig it; 
ſoweit eine Stadtgemeinde oder ein Kreis betheiligt iſt, oder es ſich um 
einen mehrere Kreiſe berührenden Weg handelt, durch Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes, im Uebrigen durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes. 
Durch den Ergänzungsbeſchluß wird unter Ausſchluß des Rechtsweges zu⸗ 

gleich über die nach §. 6 an den Unternehmer geſtellten Anſprüche entſchieden. 


§. 8. 

Vor Ertheilung der Genehmigung iſt die zuſtändige Wegepolizeibehörde 
und, wenn die Eiſenbahnanlage ſich dem Bereiche einer Feſtung nähert, die zu— 
ſtändige Feſtungsbehörde zu hören. In dieſem Falle darf die Genehmigung nur 
im Einverſtändniß mit der Feſtungsbehörde ertheilt werden. 

Wenn die Bahn ſich dem Bereiche einer Reichstelegraphenanlage nähert, 
ſo iſt die zuſtändige Telegraphenbehörde vor der Genehmigung zu hören. 

Soll das Gleis einer dem Geſetze über die Eiſenbahnunternehmungen vom 
3. November 1838 unterworfenen Eiſenbahn gekreuzt werden, ſo darf auch in 
den Fällen, in denen die Eiſenbahnbehörde im Uebrigen nicht mitwirkt ($. 3), 
die Genehmigung nur im Einverſtändniß mit der letzteren ertheilt werden. 


§. 9. 

Außer den durch die polizeilichen Rückſichten ($. 4) gebotenen Verpflichtungen 
find in der Genehmigung zugleich diejenigen zu beſtimmen, welchen der Unter- 
nehmer im Intereſſe der Landesvertheidigung und der Reichs-Poſtverwaltung in 
Gemäßheit des $. 42 zu genügen hat. 
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$. 10. 


Bei der Genehmigung von Bahnen, auf welchen die Beförderung von 
Gütern ſtattfinden ſoll, kann vorbehalten werden „den Unternehmer jederzeit zur 
Geſtattung der Einführung von Anſchlußgleiſen für den Privatverkehr anzuhalten. 
Art und Ort der Einführung unterliegt der Genehmigung der eiſenbahntechniſchen 
Aufſichtsbehörde. 

Die Behörde ($. 3) hat mangels gütlicher Vereinbarung der Intereſſenten 
auch die Verhältniſſe des Bahnunternehmens und des den Anſchluß Beantragenden 
zu einander zu regeln, insbeſondere die dem Erſteren für die Benutzung oder 
Veränderung ſeiner Anlagen zu leiſtende Vergütung vorbehaltlich des Rechtsweges 
feſtzuſetzen. 

98 


Bei der Genehmigung iſt die Art und Höhe der Sicherſtellung für die 
Unterhaltung und Wiederherſtellung öffentlicher Wege, ſoweit dieſe nicht bereits 
erfolgt iſt, vorzuſchreiben. 

Für die Ausführung der Bahn und für die Eröffnung des Betriebes kann 
eine Friſt feſtgeſetzt und die Erlegung von Geldſtrafen für den Fall der Nicht⸗ 
einhaltung derſelben, ſowie Sicherheitsſtellung hierfür gefordert werden. 

Auch können Geldſtrafen und Sicherheitsſtellung zur Sicherung der Auf— 
rechterhaltung des ordnungsmäßigen Betriebes während der Dauer der Genehmi— 
gung vorgeſehen werden. 


§. 12. 


Der nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes erforderlichen Sicherſtellung 
bedarf es nicht, wenn das Reich, der Staat oder ein Kommunalverband Unter— 
nehmer iſt. 


$. 13. 


Die Genehmigung kann dauernd oder auf Zeit ertheilt werden. Sie er- 
folgt unter dem Vorbehalte der Rechte Dritter, der Ergänzung und Abänderung 
durch Feſtſtellung des Bauplanes ($$. 17 und 18). 


$. 14. 


Im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs iſt bei der Genehmigung (§. 2 
durch die zuſtändige Behörde über den Fahrplan und die Beförderungspreiſe das 
Erforderliche feſtzuſtellen; zugleich find die Zeiträume zu bezeichnen, nach deren 
Ablauf dieſe Feſtſtellungen geprüft und wiederholt werden müſſen. 

Von der Feſtſtellung über den Fahrplan kann für einen bei der Genehmi— 
gung feſtzuſetzenden Zeitraum abgeſehen werden. Dieſer Zeitraum kann ver— 
längert werden. 
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Die Feſtſtellung der Beförderungspreiſe ſteht innerhalb eines bei der Ge- 
nehmigung feſtzuſetzenden Zeitraumes von mindeſtens fünf Jahren nach der Eröff— 
nung des Bahnbetriebes dem Unternehmer frei. Das alsdann der Behörde zu— 
ſtehende Recht der Genehmigung der Beförderungspreiſe erſtreckt ſich lediglich auf 
den Höchſtbetrag derſelben. Hierbei iſt auf die finanzielle Lage des Unternehmens 
und auf eine angemeſſene Verzinſung und Tilgung des Anlagekapitals Rückſicht 
zu nehmen. 


. 15. 


Der Aushändigung der Genehmigungsurkunde müſſen die nach §. 11 ge— 
forderten Sicherſtellungen vorausgehen. 


$. 16. 


Die Genehmigung, welche für eine Aktiengeſellſchaft, eine Kommandit— 
geſellſchaft auf Aktien oder eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung behufs Ein- 
tragung in das Handelsregiſter (Artikel 210 Abſatz 2 Nr. 4, Artikel 176 Abſatz 2 
Nr. 4 des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs, §. 8 Nr. 4 des Reichsgeſetzes vom 
20. April 1892 — Reichs-Geſetzbl. S. 477 —) ausgehändigt worden iſt, tritt 
erſt in Wirkſamkeit, wenn der Nachweis der Eintragung in das Handelsregiſter 
geführt iſt. 

$. 17. 

Mit dem Bau von Bahnen, welche für den Betrieb mit Maſchinenkraft 
beſtimmt ſind, darf erſt begonnen werden, nachdem der Bauplan durch die ge— 
nehmigende Behörde in folgender Weiſe feſtgeſtellt worden iſt: 

1) Der Planfeſtſtellung werden die bei der Genehmigung vorläufig ge— 

troffenen Feſtſetzungen zu Grunde gelegt. 

2) Plan nebſt Beilagen ſind in dem betreffenden Gemeinde- oder Guts— 

bezirke während vierzehn Tagen zu Jedermanns Einſicht offenzulegen. 
Zeit und Ort der Offenlegung iſt ortsüblich bekannt zu machen. 

Während dieſer Zeit kann jeder Betheiligte im Umfange ſeines 
Intereſſes Einwendungen gegen den Plan erheben. Auch der Vorſtand 
des Gemeinde- oder Gutsbezirkes hat das Recht, Einwendungen zu 
erheben, welche ſich auf die Richtung des Unternehmens oder auf An— 
lagen der in $. 18 dieſes Geſetzes gedachten Art beziehen. 

Diejenige Stelle, bei welcher ſolche Einwendungen ſchriftlich ein— 
zureichen oder mündlich zu Protokoll zu geben ſind, iſt zu bezeichnen. 

3) Nach Ablauf der Friſt (Nr. 2 Abſatz 1) ſind die gegen den Plan er— 

hobenen Einwendungen in einem nöthigenfalls an Ort und Stelle durch 
einen Beauftragten abzuhaltenden Termine, zu dem der Unternehmer 
und die Betheiligten (Nr. 2 Abſatz 2) vorgeladen werden müſſen und 
Sachverſtändige zugezogen werden können, zu erörtern. 
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4) Nach Beendigung der Verhandlungen wird über die erhobenen Ein- 
wendungen beſchloſſen und erfolgt darnach die Feſtſtellung des Planes 
ſowie der Anlagen, zu deren Errichtung und Unterhaltung der Unter⸗ 
nehmer verpflichtet iſt (§. 18). a 

Der Beſchluß wird dem Unternehmer und den Betheiligten zu— 
geſtellt. 

Der Feſtſtellung (Abſatz 1) bedarf es nicht, wenn eine Planfeſtſetzung zum 
Zwecke der Enteignung ſtattfindet. 

Wenn aus der beabſichtigten Bahnanlage Nachtheile oder erhebliche Be— 
läſtigungen der benachbarten Grundbeſitzer und des öffentlichen Verkehrs nicht zu ex: 
warten ſind, kann, ſofern es ſich nicht um die Benutzung öffentlicher Wege, mit 
Ausnahme ſtädtiſcher Straßen, handelt, der Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
den Beginn des Baues ohne vorgängige Planfeſtſetzung geſtatten. 


$. 18. 

Dem Unternehmer ift bei der Planfeſtſtellung (§. 17) die Herſtellung der⸗ 
jenigen Anlagen aufzuerlegen, welche die den Bauplan feſtſetzende Behörde zur 
Sicherung der benachbarten Grundſtücke gegen Gefahren und Nachtheile oder im 
öffentlichen Intereſſe für erforderlich erachtet, desgleichen die Unterhaltung dieſer 
Anlagen, ſoweit dieſelbe über den Umfang der beſtehenden Verpflichtungen zur 
Unterhaltung vorhandener, demſelben Zwecke dienenden Anlagen hinausgeht. 


. 19. 


Zur Eröffnung des Betriebes bedarf es der Erlaubniß der zur Ertheilung 
der Genehmigung zuſtändigen Behörde. Die Erlaubniß iſt zu verſagen, ſofern 
weſentliche in der Bau- und Betriebsgenehmigung geſtellte Bedingungen nicht 
erfüllt ſind. 

$. 20. 

Die Betriebsmaſchinen ſind vor ihrer Einſtellung in den Betrieb und nach 
Vornahme erheblicher Aenderungen, außerdem aber zeitweilig der Prüfung durch 
die zur eiſenbahntechniſchen Aufſicht über die Bahn zuſtändige Behörde ($. 22 
zu unterwerfen. 


$. 21. 


Der Fahrplan und die Beförderungspreiſe ſowie die Aenderungen derſelben 
ſind vor ihrer Einführung öffentlich bekannt zu machen. 

Die angeſetzten Beförderungspreiſe haben gleichmäßig für alle Perſonen 
oder Güter Anwendung zu finden. 

Ermäßigungen der Beförderungspreiſe, welche nicht unter Erfüllung der 


* e 


gleichen Bedingungen Jedermann zu Gute kommen, ſind unzuläſſig. 
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$.22. 


Rückſichtlich der Erfüllung der Genehmigungsbedingungen und der Vor— 
ſchriften dieſes Geſetzes iſt jede Kleinbahn der Aufſicht der für ihre Genehmigung 
jeweilig zuſtändigen Behörde unterworfen. Bei den für den Betrieb mit Maſchinen— 
kraft eingerichteten Bahnen ſteht die eiſenbahntechniſche Aufſicht der zur Mitwirkung 
bei der Genehmigung berufenen Eiſenbahnbehörde zu, ſofern nicht der Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten die Aufſicht einer anderen Eiſenbahnbehörde überträgt. 


$. 23. 

Die Genehmigung kann durch Beſchluß der Aufſichtsbehörde für erloſchen 
erklärt werden, wenn die Ausführung der Bahn oder die Eröffnung des Be— 
triebes nicht innerhalb der in der Genehmigung beſtimmten oder der verlängerten 
Friſt erfolgt. 

$. 24. 

Die Genehmigung kann zurückgenommen werden, wenn der Bau oder 
Betrieb ohne genügenden Grund unterbrochen oder wiederholt gegen die Be— 
dingungen der Genehmigung oder die dem Unternehmer nach dieſem Geſetze ob— 
liegenden Verpflichtungen in weſentlicher Beziehung verſtoßen wird. 


§. 25. 
Ueber die Zurücknahme entſcheidet auf Klage der zur Ertheilung der Ge— 
nehmigung zuſtändigen Behörde das Oberverwaltungsgericht. 


$. 26. 

Bei Erlöſchen oder Zurücknahme der Genehmigung wird die für die Unter— 
haltung und Wiederherſtellung öffentlicher Wege beſtellte Sicherheit, ſoweit ſie 
für den bezeichneten Zweck nicht in Anſpruch zu nehmen iſt, herausgegeben. 
Mangels anderweiter Vereinbarung hat der Wegeunterhaltungspflichtige die Wahl, 
die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes, nöthigen Falls unter Beſeitigung in 
den Weg eingebauter Theile der Bahnanlage, oder gegen angemeſſene Entſchädi— 
gung den Uebergang der letzteren in ſein Eigenthum zu verlangen. 

Macht der Unterhaltungspflichtige von dem erſteren Rechte Gebrauch, ſo 
geht das Eigenthum der zurückgelaſſenen Theile der Bahnanlage auf den Unter— 
haltungspflichtigen unentgeltlich über. 

Im öffentlichen Intereſſe kann die Aufſichtsbehörde eine Friſt feſtſetzen, vor 
deren Ablauf der Unterhaltungspflichtige nicht berechtigt iſt, die Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes zu verlangen. 


8 27. 
Ob und inwieweit bei Erlöſchen ($. 23) oder Zurücknahme der Genehmi— 
gung wegen Unterbrechung des Baues oder Betriebes ($. 24) die für die Aus— 
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führung der Bahn oder die friſtgemäße Eröffnung oder die Aufrechterhaltung 
des Betriebes beſtimmten Geldſtrafen verfallen, entſcheidet unter Ausſchluß des 
Rechtsweges der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Dieſer beſchließt über die 
Verwendung ſolcher Geldſtrafen. Letztere ſind zu Gunſten des früheren Unter— 
nehmens, anderenfalls ähnlicher Unternehmungen in dem betreffenden Landestheile 
zu verwenden. 

$. 28. 

Unternehmer von Kleinbahnen find verpflichtet, ſich den Anſchluß anderer 
Bahnen gefallen zu laſſen, ſofern die Behörde, welche die Genehmigung für die 
Bahn, an welche der Anſchluß erfolgen ſoll, ertheilt hat, mit Rückſicht auf di. 
Konſtruktion und den Betrieb der Bahn den Anſchluß für zuläſſig erachtete 
Dieſelbe Behörde entſcheidet auch darüber, wo und in welcher Weiſe der Anſchluß 
erfolgen ſoll, regelt in Ermangelung einer gütlichen Vereinbarung die Verhält— 
niſſe beider Unternehmer zu einander und ſetzt, vorbehaltlich des Rechtsweges, die 
dem erſtgedachten Bahnunternehmer für die Benutzung oder Veränderung ſeiner 
Anlagen zu leiſtende Vergütung feſt. 


$. 29. 


Unternehmer von Kleinbahnen können die Geſtattung des Anſchluſſes ihrer 
Bahnen an Eiſenbahnen verlangen, welche dem Geſetze über die Eiſenbahnunter— 
nehmungen vom 3. November 1838 unterliegen, ſofern der Miniſter der öffent— 
lichen Arbeiten mit Rückſicht auf die Konſtruktion und den Betrieb der letzteren 
den Anſchluß für zuläſſig erachtet. Darüber, wo und in welcher Weiſe der An— 
ſchluß herzuſtellen iſt, und über die Verhältniſſe beider Unternehmer zu einander, 
insbeſondere über die dem Eiſenbahnunternehmer für die Benutzung oder Ver— 
änderung ſeiner Anlagen zu leiſtende Vergütung entſcheidet, in letzterer Beziehung 
unter Vorbehalt des Rechtsweges, der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


$. 30. 


Haben Kleinbahnen nach Entſcheidung des Staatsminiſteriums eine ſolche 
Bedeutung für den öffentlichen Verkehr gewonnen, daß ſie als Theil des allge— 
meinen Eiſenbahnnetzes zu behandeln ſind, ſo kann der Staat den eigenthümlichen 
Erwerb ſolcher Bahnen gegen Entſchädigung des vollen Werthes nach einer mit 
einjähriger Friſt vorangegangenen Ankündigung beanſpruchen. 


. 31. 

Der Erwerb ($. 30) erfolgt unter ſinngemäßer Anwendung der Be— 
ſtimmungen des §. 42 Nr. 4a bis d des Geſetzes über die Eiſenbahnunter— 
nehmungen vom 3. November 1838, mit der Maßgabe, daß der Berechnung 
des 25 fachen Betrages nach §. 42 Nr. 4a des vorerwähnten Geſetzes das ſteuer— 
pflichtige Einkommen nach den Beſtimmungen des Einkommenſteuergeſetzes vom 
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24. Juni 1891 (Geſetz⸗Samml. S. 175) zu Grunde zu legen iſt, jedoch bei den 
Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien der Abzug von 
3½ Prozent des eingezahlten Aktienkapitals (§. 16 Einkommenſteuergeſetz) fortfällt. 
Erſtreckt ſich die Kleinbahn über das Gebiet des Preußiſchen Staates hinaus in 
andere Deutſche Bundesſtaaten, ſo iſt gleichwohl das Einkommen aus dem ge— 
ſammten Betriebe der Berechnung der Entſchädigung zu Grunde zu legen. War 
das zu erwerbende Unternehmen noch nicht fünf Jahre im Betriebe, ſo iſt für 
die Berechnung der Entſchädigung der Jahresdurchſchnitt des bisher erzielten 
Reingewinnes maßgebend. — Iſt eine Aktiengeſellſchaft Unternehmer der zu er— 
werbenden Bahn, jo bedarf es nicht der Einlöſung der Aktien von den einzelnen 
Aktionären, ſondern nur der Zahlung der Geſammtentſchädigung an die Geſellſchaft. 


$. 32. 

Der Unternehmer kann verpflichtet werden, über jede Bahn, für welche 
ihm eine beſondere Genehmigung ertheilt worden iſt, dergeſtalt Rechnung zu 
führen, daß der Reinertrag derſelben, und wenn der Unternehmer eine Aktien⸗ 
geſellſchaft iſt, die von derſelben gezahlte Dividende daraus mit Sicherheit ent— 
nommen werden kann. 

Die Vernachläſſigung dieſer Verpflichtung begründet für den Staat das 
Recht, die Berechnung der Entſchädigung nach dem Sachwerthe ($$. 33 bis 35) 
zu verlangen. 

$. 33. 

Der Unternehmer kann Entſchädigung nach dem Sachwerthe verlangen, 
wenn das Unternehmen noch nicht länger als fünfzehn Jahre im Betriebe iſt. 
Erfolgt die Erwerbung durch den Staat in den erſten fünf Jahren des Betriebes, 
ſo werden dem Sachwerth 20 Prozent, erfolgt ſie in den nachfolgenden zehn 
Jahren, ſo werden demſelben 10 Prozent zugeſchlagen. 


F. 34. 


Im Falle der Entſchädigung nach dem Sachwerthe bilden den Gegenſtand 
des Erwerbes alle dem Unternehmen unmittelbar oder mittelbar gewidmeten Sachen 
und Rechte des Unternehmers, die Forderungen und Schulden jedoch nur inſoweit, 
als dieſelben nach beiderſeitigem Einverſtändniſſe auf den Staat übergehen ſollen. 
In die mit den Beamten und Arbeitern beſtehenden Verträge tritt der Staat 
ein, ebenſo in ſolche Verträge, welche zur Beſchaffung des für das Unternehmen 
erforderlichen Materials abgeſchloſſen ſind. 

Für alle Beſtandtheile iſt der volle Werth zu vergüten. 


$. 35. 


Die Abſchätzung und die Feſtſetzung der Entſchädigung für die Beſtand— 
theile des Unternehmens ($. 34) erfolgt nach einem von dem Unternehmer auf— 
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zuſtellenden Inventar, über deſſen Richtigkeit und Vollſtändigkeit erforderlichen Falles 
zu verhandeln und von dem Bezirksausſchuſſe zu entſcheiden iſt. i 


$. 36. 


Die Feſtſetzung der Entſchädigung (§§. 31 und 33 bis 35) erfolgt, vor- 
behaltlich des beiden Theilen zuſtehenden, innerhalb ſechs Monaten nach Zur 
ſtellung des Feſtſetzungsbeſchluſſes zu beſchreitenden Rechtsweges, durch den Bezirks⸗ 
ausſchuß unter ſinngemäßer Anwendung der $$. 24 bis 29 des Enteignungs⸗ 
geſetzes vom 11. Juni 1874. f 

Der Bezirksausſchuß iſt auch für das Vollziehungsverfahren zuſtändig. 


$. 37. 


Auf die Ermittelung der Entſchädigung finden die $$. 24 bis 28, auf 
die Vollziehung der Enteignung die $$. 32 bis 37, auf das Verfahren vor dem 
Berirtsansfehuffe und auf die Wirkungen der Enteignung die $$. 39 bis 46 des 
Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 ſinngemäße Anwendung. 

Die Entſchädigung für Beſtandtheile des Unternehmens, welche im Inventar 
verzeichnet und bei Feſtſtellung der Geſammtentſchädigung berückſichtigt, bei der 
Vollziehung der Enteignung aber nicht mehr vorhanden ſind, iſt von dem Unter⸗ 
nehmer zurückzuerſtatten. Für Beſtandtheile, welche bei Vollziehung der Ent⸗ 
eignung über das Inventar hinaus vorhanden ſind, iſt auf Antrag des Unter⸗ 
nehmers von dem Bezirksausſchuſſe nachträglich die vom Staate zu gewährende 
Entſchädigung feſtzuſetzen. 

F. 38. 


Erwerbsberechtigten (§. 6) gegenüber greift das Erwerbungsrecht des Staates 
gleichfalls Platz. Ihnen iſt der volle Werth des Erwerbsrechtes zu erſtatten. 


$. 39. 


Zur Anlegung von Bahnen in den Straßen Berlins und Potsdams 
bedarf es Königlicher Genehmigung. 


$. 40. 


Die Kleinbahnen werden der Gewerbefteuer auf Grund des Gewerbefteuer- 
geſetzes vom 24. Juni 1891 (Geſetz-Samml. S. 205) unterworfen. 

Bezüglich der Kommunalbeſteuerung find Kleinbahnen als Privateiſenbahn— 
unternehmungen im Sinne des F. 4 des Geſetzes vom 27. Juli 1885, betreffend 
Ergänzung und Abänderung einiger Beſtimmungen über Erhebung der auf das 
Einkommen gelegten direkten Kommunalabgaben (Geſetz-Samml. S. 327), nicht 
zu erachten. 


* 
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F. 41. 


Die auf Grund des Allerhöchſten Erlaſſes vom 16. September 1867 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1528), des Geſetzes vom 7. März 1868 (Geſetz-Samml. S. 223), 
des Geſetzes vom 11. März 1872 (Geſetz-Samml. S. 257) und der $$. 2 und 3 
des Geſetzes vom 8. Juli 1875 (Geſez⸗Samml. S. 497) den dort genannten 
Provinzial⸗ und Kommunalverbänden überwieſenen Kapitalien und Summen 
können auch zur Förderung des Baues von Kleinbahnen verwendet werden. 


$. 42. 


Die Kleinbahnen unterliegen nachfolgenden Verpflichtungen gegenüber der 
Poſtverwaltung: 285 

1) Die Unternehmer haben auf Verlangen der Poſtverwaltung mit jeder 
für den regelmäßigen Beförderungsdienſt beſtimmten Fahrt einen Poſt⸗ 
unterbeamten mit einem Briefſack und, ſoweit der Platz reicht, auch 
andere zur Mitfahrt erſcheinende Unterbeamte im Dienſt gegen Zahlung 
der Abonnementsgebühr oder, falls ſolche nicht beſteht, der Hälfte des 
tarifmäßigen Perſonengeldes zu befördern. 

2) Die Unternehmer ſolcher Bahnen, welche ſich nicht ausſchließlich mit 
der Perſonenbeförderung befaſſen, ſind außerdem verpflichtet, auf Ver⸗ 
langen der Poſtverwaltung mit jeder für den regelmäßigen Beförderungs- 
dienſt beſtimmten Fahrt: 


a) 


b 


— 


Poſtſendungen jeder Art durch Vermittelung des Zugperſonals zu 
befördern, und zwar Briefbeutel, Brief- und Zeitungspackete gegen 
eine Vergütung von 50 Pfennig für jede Fahrt, die anderen 
Sendungen gegen Seblung des Stückguttarifſatzes der betreffenden 
Bahn oder, ſofern dieſer Betrag höher iſt, gegen eine Vergütung 
von 2 Pfennig für je 50 Kilogramm und das Kilometer der 
Beförderungsſtrecke nach dem monatlichen Geſammtgewicht der 
von Station zu Station beförderten Poſtſtücke 

in Zügen, mit welchen in der Regel mehr als ein Wagen be 
fördert wird, eine Abtheilung eines Wagens für die Poſtſendungen, 
das Begleitperſonal und die erforderlichen Poſtdienſtgeräthe, gegen 
Zahlung der in den Artikeln 3 und 6 des Reichsgeſetzes vom 
20. Dezember 1875 (Reichs-Geſetzbl. S. 318) und den dazu ge— 
hörigen Vollzugsbeſtimmungen feſtgeſetzten Vergütung, ſowie gegen 
Entrichtung des halben Stückguttarifſatzes der betreffenden Bahn 
einzuräumen. 


3) Die Poſtverwaltung iſt berechtigt, auf ihre Koſten an den Bahnwagen 
einen Briefkaſten anbringen und deſſen Auswechſelung oder Leerung 
an beſtimmten Halteſtellen bewirken zu laſſen. 
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II. Privatanſchlußbahnen. 


$. 43. 

Bahnen, welche dem öffentlichen Verkehre nicht dienen, aber mit Eiſen— 
bahnen, welche den Beſtimmungen des Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen 
vom 3. November 1838 unterliegen, oder mit Kleinbahnen derart in unmittel— 
barer Gleisverbindung ſtehen, daß ein Uebergang der Betriebsmittel ſtattfinden 
kann, bedürfen, wenn fie für den Betrieb mit Maſchinen eingerichtet werden 
ſollen, zur baulichen Herſtellung und zum Betriebe polizeilicher Genehmigung. 


F. 44. 

Zur Ertheilung der Genehmigung ($. 43) iſt der Regierungspräſident, für 
den Stadtkreis Berlin der Polizeipräſident, im Einvernehmen mik der von dem 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten bezeichneten Eiſenbahnbehörde zuſtändig. 

Berührt die Bahn mehrere Landespolizeibezirke, fo beſtimmt, wenn fie der- 
ſelben Provinz angehören, der Oberpräſident, falls ſie verſchiedenen Provinzen 
angehören oder Berlin dabei betheiligt iſt, der Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern die zuſtändige Landespolizei 
behörde. 

$. 45. 

Die polizeiliche Prüfung beſchränkt ſich 

1) auf die betriebsſichere Beſchaffenheit der Bahn und der Betriebsmittel, 

2) auf die techniſche Befähigung und Zuverläſſigkeit der in dem äußeren 

Betriebsdienſte anzuſtellenden Bedienſteten, 
3) auf den Schutz gegen ſchädliche Einwirkungen der Anlage und des 
Betriebes. 

Soll eine Bahn, welche an eine dem Geſetze über die Eifenbahnunter- 
nehmungen vom 3. November 1838 unterliegende Eiſenbahn Anſchluß hat, von 
dem Unternehmer der letzteren angelegt und betrieben werden, ſo beſchränkt 
ſich die Prüfung auf den Schutz gegen ſchädliche Einwirkungen der Anlage und 
des Betriebes. 

$. 46. 

Zur Benutzung öffentlicher Wege bedarf es der Zuſtimmung der Unter- 

haltungspflichtigen und der Genehmigung der Wegepolizeibehörde. 


§. 47. 
Die Beſtimmungen der $$. 8, 17 bis 20 und 22 Satz 1 finden auf dieſe 
Bahnen gleichmäßige Anwendung. 

$. 48. 


Polizeiliche Beſtimmungen über den Betrieb auf ſolchen Bahnen können 
nur im Einverſtändniß mit der Eiſenbahnbehörde ($. 44) erlaſſen werden. 
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§. 49. 
Die Genehmigung kann zurückgenommen werden, wenn wiederholt gegen 
die Bedingungen derſelben in weſentlicher Beziehung verſtoßen wird. 
f Ueber die Zurücknahme der Genehmigung entſcheidet auf Klage der Behörde 
($. 44) das Oberverwaltungsgericht. 


f | $. 50, 
Die eiſenbahntechniſche Aufſicht und Ueberwachung der Privatanſchluß⸗ 
bahnen erfolgt durch diejenige Behörde, welcher dieſe Aufgaben bezüglich der dem 
öffentlichen Verkehre dienenden Bahn, an welche ſie anſchließen, obliegen. 


§. 51. 

Die Beſtimmungen der $$. 43 bis 49 finden auf diejenigen Bahnen, 
welche Zubehör eines Bergwerks im Sinne des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 (Geſetz⸗Samml. S. 705) bilden, keine Anwendung. 

Durch die Beſtimmung in F. 50 wird das auf dem Allgemeinen Berg⸗ 
geſetze vom 24. Juni 1865 (Geſetz-Samml. S. 705) beruhende Aufſichtsrecht 
der Bergbehörden gegenüber dieſen Bahnen nicht berührt. 


Geemeinſame und Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 52. 

Gegen die Beſchlüſſe und Verfügungen, für welche die Landespolizeibehörden 
in Verbindung mit den Eiſenbahnbehörden zuſtändig ſind, und gegen die Be⸗ 
ſchlüſſe und Verfügungen der eiſenbahntechniſchen Aufſichtsbehörden findet die Be⸗ 
ſchwerde an den Minister der öffentlichen Arbeiten ſtatt. Im Uebrigen greifen 
die nach den Beſtimmungen der § . 127 bis 130 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 23. Juli 1883 (Geſetz⸗Samml. S. 195) zuläſſigen Rechts⸗ 
mittel Platz. 

§. 53. 

Für die bereits vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes genehmigten Kleinbahnen 
und Privatanſchlußbahnen iſt diejenige Behörde zuftändig, welcher die Geneh⸗ 
migung nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes gemäß § . 3 und 44 obgelegen hätte. 

Auf dieſe Bahnen finden die $$. 2, 20 bis 22, 24, 25, 40, 42 und 52, 
beziehungsweiſe 48 bis 50 des ge enwärtigen Geſetzes, ſowie die Bedingungen 
und Vorbehalte, welche bei ihrer Genehmigung vorgeſehen ſind, Anwendung. 

Die Unternehmer ſind jedoch berechtigt, ſich durch eine an die zuſtändige 
Aufſichtsbehörde zu richtende Erklärung den ſämmtlichen Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes zu unterwerfen. 

Die Genehmigung von weſentlichen Erweiterungen oder weſentlichen Aende⸗ 
rungen des Unternehmens, der Anlage oder des Betriebes kann von der Unter- 
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werfung des Unternehmens unter ſämmtliche Beſtimmungen dieſes Geſetzes ab» 
hängig gemacht werden. 

Der Zeitpunkt der Unterftellung unter dieſes Geſetz iſt öffentlich bekannt 
zu machen. 

Wohlerworbene Rechte Dritter werden durch die Unterwerfung nicht berührt. 


$. 54. 
Dieſes Geſetz tritt bezüglich des . 40 am 1. April 1893, bezüglich aller 
anderen Beſtimmungen am 1. Oktober 1892 in Kraft. 


$. 55. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten und der Miniſter des Innern betraut. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Marmor- Palais, den 28. Juli 1892, 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe. 
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